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Die Partizipation am politischen Leben 
in Österreich sollte Priorität haben

Die türkische und die österreichische Regierung haben beschlossen, dass die Wahlurnen für die Wahlen in der Türkei nach Österreich geholt werden. Nun wird dieser Beschluss kommenden August durchgesetzt. Somit können die in Österreich lebenden Türkeistämmigen mit türkischem Ausweis an vielen Wahllokalen ihre Stimmen abgeben. Dass dieser Beschluss mehr als nur ein Kreuzchen setzen ist, wird an den Diskussionen deutlich, die mit dem Besuch Erdogans am 24. Mai (Köln) aufkommen.

Sowohl die Besuche in Köln und Wien, als auch die Wahlen sorgen nicht nur für eine Spaltung zwischen türkeistämmigen Menschen und Menschen ohne Migrationshintergrund, sondern auch unter den Türkeistämmigen selbst. Obwohl diese von der politischen, ökonomischen und sozialen Situation in der Türkei nicht persönlich betroffen sind, werden sie in diese Diskussionen involviert. Somit bleiben sie von der Politik in Österreich fern, die sie direkt betrifft, und werden ein Teil der politischen Diskussion über die Türkei.

Doch sowohl die österreichische als auch die türkische Regierung stellen diesen Beschluss so dar, als sei dadurch, den Türkeistämmigen ihre demokratischen Rechte anerkennt und sie einen Schritt nach vorne bringen würde. Doch Fakt ist, dass die Teilhabe am politischen Leben in Österreich und das Recht auf wählen und gewählt werden ein grundlegendes Rechte sind. Wenn wir davon reden möchten, den ca. 300 Tausend Türkeistämmigen in Österreich, ihr demokratisches Recht anzuerkennen, dann sollte dies durch die Wahlen in Österreich geschehen. Für die Wahlen in der Türkei zu stimmen, ist weder eine Antwort auf die Bedürfnisse der Menschen in Österreich, noch löst es irgendwelche politischen, ökonomischen oder auch sozialen Probleme. Wichtig ist die Teilhabe an der Entscheidung, wenn es um den eigenen Stadtteil, um die eigene Stadt oder um das eigene Land geht. Es ist nicht zu akzeptieren, dass sie diesen Menschen diese Rechte nicht anerkennen und mit den Wahlen in der Türkei von demokratischen Rechten sprechen. Obwohl die Menschen mit Migrationshintergrund hier arbeiten, zur Schule gehen und ihren Lebensmittelpunkt hier haben, wird ihnen dieses Recht verwehrt, sobald sie die österreichische Staatsbürgerschaft nicht haben. Man darf dabei nicht aus den Augen verlieren, dass die Migrationsgeschichte inzwischen über 50 Jahre alt ist.

Obwohl diese Menschen ein natürlicher Teil dieser Gesellschaft sind, wird durch juristische Regelungen immer noch ihr Leben in ihrem Land, auch wenn sie immer noch gerne als GästInnen angesehen werden, beschränkt. Einerseits entspricht diese Situation nicht den Menschenrechten, andererseits beschränkt es das Zusammenleben zwischen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund.

Dadurch, dass die Wahlurnen aus der Türkei nach Österreich geholt werden, versucht die österreichische Regierung genau von diesen Problemen abzulenken. Anstatt eine Lösung zu finden, bietet sie diese Alternative und lebt eine heuchlerische Demokratie vor.

Es ist offensichtlich, dass die Türkeistämmigen sich für die Ereignisse in der Türkei noch interessieren. Selbstverständlich zeigen sie auch emotionale und politische Reaktionen darauf. In diesem Rahmen versucht unsere Föderation seit Jahren sich mit der ArbeiterInnen in der Türkei zu solidarisieren und die Friedensbewegung zu unterstützen. Doch diese Situation ändert nichts an der Tatsache, dass der Lebensmittelpunkt, der hier lebenden Türkeistämmigen, Österreich ist. Somit können die Probleme, die sie haben, auch nur in Österreich gelöst werden.

Den Wahlkampf in Österreich zu führen, bedeutet nichts anderes, als die türkeistämmigen ArbeiterInnen in AlevitInnen und SunnitInnen, in TürkInnen und KurdInnen, in religiös und nicht religiös zu spalten.

Deshalb fordern wir, dass die juristisch-rechtlichen Barrieren aus der Welt geschaffen werden, die die MigrantInnen daran hindern, ihre demokratischen Rechte hier auszuleben. Wir fordern, dass den MigrantInnen das kommunale und bundesweite Wahlrecht anerkannt wird. Wir fordern, dass die ökonomischen und juristischen Bedingungen für die Erhaltung der österreichischen Staatsbürgerschaft verbessert werden und stellen uns dagegen, dass der Wahlkampf aus der Türkei nach Österreich geholt wird!
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